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Ich widme diese umfangreiche Studie dem Andenken an 

John Locke, 

dem es auf wenigen Seiten gelungen ist, 
den grundlegenden Sachverhalt ins Bewußtsein zu heben, 

daß die Verwirklichung von Recht und die Bekämpfung von Unrecht 
in der Hand jedes einzelnen Staatsbürgers liegen. 
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Fragestellung - Vorgehensweise -
Gang der Untersuchung 

Art. 48 11 ist die berühmteste Vorschrift der Weimarer Reichsverfassung. 
An ihn knüpft sich die Erinnerung an den Untergang der Weimarer Republik. 
Von den einen wird seine extensive Anwendung als Stufe der Auflösung der 
Republik perhorresziert. andere sehen in ihm ein erfolglos gebliebenes Vertei-
digungsmittel gegen den Zerfall einer Verfassungsordnung, deren Lebensvor-
aussetzungen in der Verfassungswirklichkeit zunehmend schwanden. Sein 
1930 einsetzender Gebrauch bewirkte einen tiefgreifenden Verfassungswandel. 
der den parlamentarischen Verfassungsstaat der Weimarer Reichsverfassung 
durch einen Präsidialstaat ersetzte. Die Jahre dieses Präsidialstaats im Deut-
schen Reich (April 1930 bis Januar 1933) lassen sich in zwei Phasen untertei-
len: Während der Reichskanzlerschaft Brünings (bis zum Juni 1932) regierte 
das Reichskabinett mittels Notverordnungen, die auf Art. 48 11 WRV gestützt 
und von einer verfassungstreuen Mehrheit im Reichstag toleriert, d.h. nicht 
aufgehoben wurden, wie es der Reichstag gemäß einem in Art. 48 III WR V 
verankerten Recht hätte verlangen können. In dieser Periode wurde das Ver-
fassungsrecht der WRV durch die Verfassungswirklichkeit umgestaltet, deren 
Bezug zum Verfassungsrecht jedoch nicht verloren ging. Das geschah erst in 
den darauffolgenden Monaten unter den Reichsregierungen Papen und Schlei-
cher (Juni 1932 bis Januar 1933), die für ihre Verordnungen keine Tolerie-
rungsmehrheit mehr in einem Reichstag fanden, der zudem seit den Wahlen 
vom 31. Juli 1932 in seiner Mehrheit von den verfassungsfeindlichen Abge-
ordneten der NSDAP und der KPD beschickt wurde. Damit waren die Grund-
lagen für eine Anwendung der Weimarer Reichsverfassung in der Verfas-
sungswirklichkeit endgültig entfallen. Diese Situation konnte nicht mehr mit 
dem konstitutionellen Ausnahmerecht, Art. 48 11 WRV, sondern - wenn über-
haupt - nur noch mit einem überpositiven Notstandsrecht bewältigt werden. 

Die Bedeutung des 1930 einsetzenden Notverordnungsregiments für den 
Untergang der Weimarer Republik und die nationalsozialistische Machtüber-
nahme ist bis heute umstritten. Man ist sich zwar einig darüber, daß die Ent-
wicklung bis zum 30. Januar 1933 nicht durch monokausale Erklä-
rungsmodelle, sondern nur durch Beleuchtung eines komplexen Ursachenge-
flechts aufgehellt werden kann. Verfassungsrechtliche Institutionen, Partei-
enstruktur, politische Kultur, ökonomische Entwicklung, Veränderungen im 
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sozialen Gefüge. ideologische Faktoren. massenpsychologische Momente. die 
Rolle einzelner Persönlichkeiten: Dies alles trug zur Katastrophe beil. Uneins 
ist man sich aber über die Gewichtung der einzelnen Faktoren. So gehen ins-
besondere die Meinungen darüber auseinander. welche Bedeutung institutio-
nellen Schwächen. der Weimarer Reichsverfassung gegenüber strukturellen 
Problemen der Verfassungswirklichkeit zukommt. und wie die Bemühungen 
zur Bewältigung der Verfassungskrise zu bewerten sind. Nach der Auffassung 
Karl Dietrich Brachers ermöglichte die dualistische Verfassungskonstruktion 
der WRV den Parteien eine Flucht aus der Verantwortung. der ein entspre-
chender Machtzuwachs des Reichspräsidenten gegenüberstandz. Kernstück des 
Verfassungsdualismus sei der Art. 48 II WR V gewesen. der sich im Verein 
mit einigen anderen Vorschriften - dem Recht zur Ernennung des Reichs-
kanzlers. Art. 53 WRV. und dem Recht zur Auflösung des Reichstags. Art. 25 
WRV - als eine präsidialdiktatorische .• Reserveverfassung" erwiesen habe". In 
Anwendung dieser Vorschriften sei der Reichstag unter Brüning schrittweise 
entmachtet worden. Damit habe man die ganze Staatsmacht in die Hände ei-
nes uralten Mannes verlagert. dessen sich dann unter Papen und Schleicher 
unverantwortliche. apokryphe Kreise bemächtigen konnten. die die Staatsge-
walt schließlich in schrecklicher Verblendung den Todfeinden der Verfassung 
auslieferten. Die Phasen der 1930 einsetzenden Präsidialkabinetts - diejenige 
der parlamentarischen Tolerierung unter Brüning sowie die verfassungsrecht-
lich freischwebende Zwischenlage in den letzten acht Monaten der Weimarer 
Republik - bezeichnet Bracher als Stufen der Auflösung der Weimarer Repu-
blik4 . Demgegenüber betont eine von Werner Conze angeführte Lehre. daß das 
Scheitern der parlamentarischen Demokratie in erster Linie auf die antagoni-
stischen Kräfte des Parteienstaates zurückzuführen sei. Die Funktionsuntüch-
tigkeit dieses Parteiensystems habe das Präsidialregime erst herbeigeführt. 
"Der Übergang zur Präsidentschaftsrepublik ist in der Märzkrise 1930 wenn 

I Vgl. Kalb, Die Weimarer Republik, S. 215; Bracher, Demokratie und Machtvaku-
um, S. 110; Schulze, Das Scheitern der Weimarer Republik als Problem der ForschWlg, 
S. 23 ff. 

2 Die Thesen Brachers werden im Dritten Hauptteil näher ausgeführt. 
J Dieser Begrilfwurde von Schulze, Das Scheitern der Weimarer Republik als Pro-

blem der Forschung, S. 25, zur Kelmzeiclmung der Auffassung Brachers eingeführt. 
Hracher übernimmt diesen Begriff, weist aber darauf hin, daß er "nicht scharf genug 
das dualistische Nebeneinander von Parlaments- Wld Präsidialsystem (und dessen letzt-
liches Überwiegen)" kennzeiclme. Demokratie und Machtvakuum, S. 117, Amu. 19. 

1 Hracher, Die Autlösullg der Weimarer Republik, nelmt die Stufe der ,Ära 
Brüning": .,Phase des Machtverlusts" (S. 257 fr.) und die ,,Ära Papen-Schleicher": 
"Phase des Machtvakuwus" (S. 465 Ir). 
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nicht zwingend, so doch naheliegend gewesen"s, und der Entscheidungsspiel-
raum, den Brüning vor dem Erlaß der ersten Notverordnungen des Reichsprä-
sidenten vom 16. Juli 1930 gehabt habe, sei eng gewesen: Es habe kaum par-
lamentarische Möglichkeiten gegeben, die er hätte ausschöpfen können6. Mit 
dieser Einschätzung verbindet sich eine im Ganzen positive Bewertung des 
Brüning-Experiments, das schließlich nur deshalb scheiterte, weil für seinen 
Erfolg der notwendige Handlungsspielraum fehlte? 

Was ist richtig: Boten die Institutionen der Weimarer Republik den verant-
wortungsscheuen Parteien einen bequemen Weg aus dem parlamentarischen 
Einigungszwang, oder zwang die Verfassungswirklichkeit zu einer Fortent-
wicklung der Institutionen, weil sich der ursprünglich vorgesehene Weg der 
Verfassung zur Erzeugung des Staatswillens wegen der tiefen, unüberbrückba-
ren Gegensätze zwischen den Parteien nicht länger gehen ließ?8 Bei näherem 
Hinsehen erweist sich diese Fragestellung als zu einfach. Hinter ihr verbergen 
sich drei verschiedene Fragen, die sorgfältig voneinander zu trennen sind. Sie 
sind das Thema dieser Arbeit. 

Ihr erster Themenkreis betrifft die Reichweite des konstitutionellen Not-
standsrechts. Es wird danach gefragt, ob die dualistische Verfassungskon-
struktion und Art. 48 II WR V tatsächlich eine Neben- oder Reserveverfassung 
enthielten und die Umformung des Parlaments- in ein Präsidialsystem zulie-
ßen, ob also die Verfassungsentwicklung der Jahre 1930 - 1932 in dem Ver-
fassungsrahmen, so wie er von den Verfassungsvätern konzipiert wurde, be-
reits angelegt war, oder ob ein vom Recht losgelöster Wandel der Staatspraxis 
in einer hierfür gar nicht vorgesehenen Vorschrift seine Rechtfertigung suchte 
und fand. Wenn die Handhabung der Notstandsgewalt nicht mehr im Rahmen 
des Rechts erfolgte, sondern stattdessen selbst im Verein mit anderen, wo-
möglich ebenfalls überdehnten Vollmachten des Reichspräsidenten das Recht 
erst umbildete, dann können nicht Notstandsrecht und andere Verfassungsin-
stitutionen für die Auflösung der Verfassungsordnung verantwortlich gemacht 
werden. Es kann dann zwar noch der Vorwurf erhoben werden, daß die Wei-
marer Verfassungskonzeption an der Verfassungswirklichkeit vorbeiging und 
zur Umformung der Verfassung einlud. Die Bedeutung des Notstandsrechts 

5 Conze, Krise, S. 74. Seine Auseinandersetzung mit Bracher begann Conze mit 
seiner Besprechung von Karl Dietrich Bracher: "Die Auflösung der Weimarer Repu-
blik", Historische Zeitschrift 183, 1957, S. 378 tr. 

6 Ders., Die politischen Entscheidungen in Deutschland 1929-1933, S. 216 ff. 
? Vgl. Kolb, Weimarer Republik, S. 200. 
g In dieser Fragestellung liegt eine Überspitzung, die Bracher selbst sieht. Demo-

kratie und Machtvakuum: Zum Problem des Parteienstaats in der Auflösung der Wei-
marer Republik, S. 114. 
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